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Mit dem Ende der multilateralen Handelsgespräche im Rahmen des GATT im
Dezember 1993 hob sich ein Schleier von den amerikanisch-europäischen
Beziehungen. Die Union und die USA können nun eine neue handeis- und
außenpolitische Ära beginnen. Wäre der Abschluß der Uruguay-Runde fehl-
geschlagen, hätte die Gefahr eines Ausbruchs von Handelskriegen wegen der
vielen ungelösten bilateralen Kontroversen des letzten Jahrzehnts bestanden. Dies
hätte die Kooperation in anderen Bereichen gefährdet. Die Ergebnisse der
Uruguay-Runde werden den Handel in strittigen Bereichen wie Exportsubventio-
nen, öffentliche Beschaffungsprogramme, Dienstleistungen, Urheberrechte,
Direktinvestitionen und Streitschlichtungsmechanismen deutlich verbessern sowie
die multilaterale Welthandelsordnung, auf der die Handelsbeziehungen zwischen
der Europäischen Union und den USA nunmehr beruhen, stärken.

Das Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische Union am 1. November
1993 gab ihr eine juristische Grundlage zur Entwicklung einer Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie einer Europäischen (Sicherheits-
und) Verteidigungsidentität. Hier eröffnen sich für die außenpolitische Koopera-
tion zwischen der EU und den USA zuvor nicht für möglich gehaltene Wege.
Auch zwei weitere Entwicklungen gaben den politischen Beziehungen Auftrieb.
Auf dem NATO-Treffen im Januar 1994 wurden die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik, die Europäische Verteidigungsidentität sowie die Idee von
gemeinsamen NATO-WEU-Einsatzgruppen (Combined Joint Task Forces) gut-
geheißen. Letztere werden es der WEU ermöglichen, zur Unterstützung der
GASP auf NATO-Potentiale zurückzugreifen. Das Ultimatum des Nordatlantik-
rates im Februar 1994 an die Kriegsparteien um Sarajewo, alle schweren Waffen
zurückzuziehen bzw. unter UN-Kommando zu stellen — sonst müsse mit Luft-
angriffen gerechnet werden —-, reflektierte die intensiven Konsultationen zwi-
schen den USA, der EU und den Regierungen der Mitgliedstaaten. Das Ultima-
tum beruhte auf den Vermittlungserfahrungen der Europäischen Union in diesem
Konflikt, näherte divergierende alliierte Positionen über die Möglichkeiten den
Krieg zu beenden einander an, erleichterte diverse Spannungen über den Umfang
der US-Beteiligung und diente als Basis für eine neue alliierte und internationale
Koordination.

Rückblickend begleiteten widersprüchliche politische Ansichten eine der
intensivsten Perioden diplomatischer Beratungen, Kooperationen und Koordina-
tionen in der Geschichte der bilateralen Beziehungen. Doch die Zusammenarbeit
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dominierte die Widersprüche. Heutzutage scheint sich eine auf vernünftigen
Interessen beruhende pragmatische Zusammenarbeit mit den allgemeinen Werten
und Prinzipien, wechselseitiger Abhängigkeit sowie Sicherheitskooperation in
einer sich schnell ändernden Welt zu vermischen.

Während führende Politiker noch 1989/90 die Notwendigkeit betonten, die
Beziehungen aufzuwerten und die Konsultationen zu intensivieren, fordern sie
heute darüber hinaus zur engeren Koordinantion und Partnerschaft auf. Die
beiden Seiten haben inzwischen gemeinsame oder komplementäre Positionen zu
einer steigenden Anzahl internationaler Themen bezogen — teilweise ein Ergeb-
nis des Konsultationsprozesses im Rahmen der Transatlantischen Erklärung von
1990. So positiv auch immer über die außenpolitischen Beziehungen geredet
wurde, kurz angebundene Demarchen waren in den Handelsbeziehungen an der
Tagesordnung, was nicht zuletzt die Auswirkungen der Innenpolitik auf die
Außenwirtschaftsbeziehungen belegt.

Trotz des Interesses für die Vertiefung des Handels mit pazifischen und
lateinamerikanischen Staaten1 forderte die USA die Europäische Union zu einer
neuen Partnerschaft auf. Präsident Bill Clinton erklärte, daß "eine starke und
einige EG als Schlüsselpartner bei den drängenden Weltproblemen ganz im
Interesse der USA sei .. ."2; "unsere Partnerschaft muß effektive Lösungen für
die Probleme finden, von denen wir beide betroffen sind, sowie für die wenigen
Probleme, die uns immer noch trennen"3; "meine Regierung unterstützt die
Europäische Union sowie die Entwicklung starker zielgerichteter und handlungs-
fähiger europäischer Institutionen"4.

Außenminister Warren Christopher verkündete, daß "die USA absolut zur
europäischen Sicherheit sowie einer ganzen Reihe wirtschaftlicher und politischer
Interessen, die wir zusammen verfolgen, stehen"5 und bestätigte "die Unterstüt-
zung der USA für eine gestärkte EG". Er schlußfolgerte, daß "die Europäische
Integration auch zu einer gestärkten Verbindung von USA und EG führen
könne .. ."6. In der Hitze des Gefechts über den Abschluß der multilateralen
Handelsgespräche sowie über das Ende des Bosnien-Konflikts sagte Christopher,
die USA sei "zu sehr Richtung Europa orientiert", und daß "Europa nicht länger
die dominante Zone auf der Welt sei"7. Diese letzte Bemerkung muß jedoch im
Zusammenhang gesehen werden und abgewogen werden mit den zahlreichen
deutlichen Bestätigungen der USA, enge Beziehungen zu der Europäischen
Union zu unterstützen.

Trotz der Beschäftigung mit Mittel- und Osteuropa, hat auch die Europäische
Union engere Bindungen mit den USA bejaht. Bundeskanzler Helmut Kohl
forderte auf, die Beziehungen weiterzuentwickeln, da die USA und die EU sich
mehr denn je brauchen würden8. Der Präsident der Europäischen Kommission
Jacques Delors sieht "die EU als einen aufrichtig und kooperativ Handelnden, als
wahren Partner für die USA ..."9. Der Präsident des Europäischen Parlamentes
Egon Klepsch konstatierte, daß "... die USA und die EG zusammen arbeiten
müssen, um zu Stabilität und konstruktivem Wandel in (der Welt) beizutragen"10.
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Die Entwicklung der politischen Beziehungen und deren Beurteilung

Die Transatlantische Erklärung gab weiterhin das Gerüst für die Konsultationen
ab. Die Zeit, die Mittel und die Energie, die jede Seite in den Gesprächsprozeß
hineinsteckt, spiegeln das Interesse an der politischen Zusammenarbeit wider.

Sowohl gemeinsam als auch einzeln haben die Europäische Union und die
Vereinigten Staaten 1993/94 die Funktionsfähigkeit der Transatlantischen Erklä-
rung überprüft. Sie haben festgestellt, daß es keinen Bedarf für eine Verbesse-
rung der Erklärung gibt. Mehr Flexibilität bezüglich der Ad-hoc-Gespräche sei
jedoch nötig, um auf plötzliche äußere Ereignisse von außen reagieren zu kön-
nen, besser vorbereitete Treffen wären angebracht und auch neue Bereiche ge-
meinsamen Interesses sollten in die Beratungen einbezogen werde11. 1993/94 tru-
gen die Beratungen zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staa-
ten zu gemeinsamen oder sich ergänzenden Stellungnahmen in folgenden Berei-
chen bei: der Annullierung der Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen durch die
nigerianische Regierung; dem Rückschlag für die Demokratie in Haiti und Togo;
Nordkoreas Nuklearentwicklungsprogramm sowie die Bombardierung der Zivil-
bevölkerung durch die sudanesische Luftwaffe.

Nach einem Jahr heftiger gegenseitiger Beschuldigungen über eine Friedens-
strategie in Bosnien, einigten sich die Europäer und Amerikaner schließlich im
Februar 1994 auf eine zweigleisige Strategie: Die Belagerung Sarajewos sollte
unter der Schirmherrschaft der NATO aufgehoben sowie ein überarbeiteter Frie-
densplan auf der Basis des im November 1993 vorgestellten ausgehandelt wer-
den. Die Amerikaner erklärten sich einverstanden, die bosnischen Moslems zu
flexibleren Gebietsansprüchen zu drängen, die Europäer wollten die bosnischen
Serben unter Druck setzen, den Aktionsplan der Europäischen Union zu akzep-
tieren und den Moslems bessere Gebiete anzubieten. Beide sahen ein NATO-
Ultimatum an die Kriegsparteien in Sarajewo, ihre Waffen niederzulegen, für
notwendig an. Die weitere Koordination fand am 22. Februar in Bonn zwischen
der Europäischen Union, den Vereinten Nationen, den Vereinigten Staaten und
Rußland statt. Die vier wollten die Chance des Waffenstillstandes in Sarajewo zu
humanitärer Hilfe und Verhandlungen über einen Waffenstillstand im übrigen
Land ausnutzen. Sie bildeten im April eine Kontaktgruppe und forderten einen
viermonatigen Waffenstillstand, während dem über eine beabsichtigte Neugliede-
rung Bosniens verhandelt werden könnte.

Die außenpolitische Zusammenarbeit wächst in den Beziehungen zwischen
der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten. Sie erstreckt sich heute
auf alle wichtigen Gebiete und Angelegenheiten des internationalen Systems —
ein beachtlicher Wandel wenn man bedenkt, daß noch vor kurzem die meisten
Menschen mit den Beziehungen zwischen der Europäischen Union und den USA
nur den Handel assozierten. Obwohl keine ausgereifte außenpolitische Partner-
schaft existiert, sind viele Elemente davon in den politischen Beziehungen vor-
handen.
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Handelskooperation und -konflikt

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Europäischen Union und den
USA sind die bedeutsamsten der Welt. Jedoch beträgt der Wert des konfliktbe-
ladenen Handels nur einen Bruchteil des Wertes des konfliktfreien Handels. Die
Schwierigkeiten der Verhandlungen der Uruguay-Runde deckten sicherlich Mei-
nungsverschiedenheiten darüber auf, wieviel und wo der Markt in traditionellen
Bereichen und in neuen Bereichen im GATT geöffnet werden müßte.

Mit dem Ende der Uruguay-Runde wurden viele dieser Uneinigkeiten entwe-
der durch Kompromisse gelöst oder aus dem Schlußvertrag herausgelassen, um
sie zu einem späteren Zeitpunkt in einer weniger gespannten und aufgeheizten
Atmosphäre zu besprechen.

Außer Stahl gelangten zwei weitere heißumkämpfte Bereiche nicht in den
Abschluß vertrag: Marktzugang des audiovisuellen Bereichs (TV und Film) und
öffentliche Beschaffung in der Telekommunikation. Die Europäische Union
optierte dafür, die Meistbegünstigungsklausel nicht auf den audiovisuellen Be-
reich auszudehnen, so daß sie Importbeschränkungen, nationale Regelungen über
eingeführte Produkte, die einen bestimmten Prozentsatz einheimischer Kom-
ponenten enthalten müssen, und andere staatliche Subventionen beibehalten kann,
um europäische Produzenten von der amerikanischen Dominanz zu schützen. Die
US-Industrie sieht darin eine Diskriminierung. Da es den Vereinigten Staaten
mißlang, Unterstützungsprogramme für den audiovisuellen Bereich der Europäi-
schen Union einzuschränken, entschied sie, daß kein Deal besser sei als ein
schlechter Deal. Beide Seiten werden ihre Diskussion über den Marktzugang
fortsetzen.

Die USA blieben weiterhin besorgt wegen des EU-Moratoriums auf den
Gebrauch von Rindersomatropin (BST), des Verbotes der Verwendung von
Wachstumshormonen sowie der Fleischregelung für Drittländer. Die Europäische
Union sorgte sich über das Super 301 Handelsgesetz der USA, da sie befürch-
tete, die USA würden außerhalb des GATT-Systems unilateral handeln, um
damit unfaire Handelsmethoden zu kompensieren. Die Europäische Union lehnt
auch die extraterritoriale Anwendung nationaler Rechtsprechung und die Vielzahl
von Standards auf unterschiedlichen Regierungsebenen ab.

Beide Seiten blieben weiterhin geteilter Meinung über die Subvention des
zivilen Flugzeugbaus. Unter den Bestimmungen der Vereinbarung zur Luftfahrt-
industrie am 15. Dezember 1993 im Rahmen der Uruguay-Runde, werden
öffentliche Subventionen für Hersteller von Verkehrsflugzeugen mit mehr als
100 Sitzen bis 31. Dezember 1994 bestehenbleiben. Die USA zeigte sich zufrie-
den mit der Ausweitung des GATT Subventionsregimes auf alle anderen Berei-
che der Flugzeugindustrie, obwohl der europäischen Industrie eine Anzahl von
wichtigen Ausnahmen eingräumt wurde. Öffentliche Subventionen für Hersteller
von Großraumflugzeugen waren viele Jahre im Brennpunkt von transatlantischen
Streitigkeiten. Ein bilaterales Abkommen vom Juli 1992 schränkt die indirekten
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Subventionen für US-Hersteller und die direkten Subventionen der Regierungen
der Mitgliedstaaten der EU ein. Erstere wurden auf 4% des Jahresumsatzes einer
Firma beschränkt oder auf 3% des Umsatzes der gesamten Industrie. Letztere
wurden auf 33% der Forschungs- und Entwicklungskosten eines Flugzeugtyps
gekürzt. Die Europäische Union strebte danach, dieses Abkommen zu multilate-
ralisieren, um es auf andere GATT Mitglieder auszuweiten. Die USA wiesen
dies von sich, da sie stärkere Kontrollen indirekter Subventionen in der Gestalt
von Programmen, die von Regierungsagenturen wie dem US-Department of
Defense finanziert werden, ablehnen.

Obwohl 125 Vertragspartner die verschiedenen Teile des Abschluß Vertrages
der Uruguay-Runde am 15. April in Marrakesch unterzeichnet haben, wird es
dauern, bis jedes nationale Parlament sie ratifiziert hat. 1994 kamen Bedenken
auf, daß solche Verzögerungen die Vorteile der Liberalisierung für die Firmen
zunichte machen könnten.

Schlußfolgerungen

Während der sieben Jahre dauernden multilateralen Handelsgespräche relegierten
beide Seiten viele ihrer explosivsten Handelsstreitigkeiten an die Uruguay-Runde
zur Beilegung — so brachten sie sich unter höheren Erfolgszwang angesichts der
Möglichkeit des Scheiterns. Wäre die Uruguay-Runde nicht zu einem erfolgrei-
chen Abschluß gebracht worden, wären viele der lange schwelenden Konflikte zu
Vergeltungs- und Wiedervergeltungsmaßnahmen eskaliert — in böser Erinnerung
an die Zwischenkriegsjahre. Da die Uruguay-Runde nunmehr beendet ist,
scheinen beide Seiten bereit zu sein, einige Bereiche des Abschlußvertrages in
einer ruhigem, weniger politisch geladenen Atmosphäre zu verfolgen (z.B.
Telekommunikation und die gesamte audiovisuelle Materie) und sich einer neuen
Generation von Handelsfragen zuzuwenden, die mit Umwelt, Arbeitsplätzen und
Wettbwerb verbunden sind. Die Skala der Kooperation beinhaltet schon Bereiche
wie Energie, Transport, Bevölkerungswachstum, Weiterbildung, Fischereizonen,
Hochtechnologien, Standards, Entwicklung, Tourismus, pharmazeutische Pro-
dukte, illegale Drogen und Drogenbekämpfung. Die Aussichten für ein Handels-
und Investitionswachstum sind gut. Doch sind wirtschaftliche Meinungsverschie-
denheiten unter den Bedingungen von Weltfrieden und weitgehender Interdepen-
denz naturgegeben, und somit sind die Europäische Union und die USA gezwun-
gen, ihre Konflikte entweder friedlich durch die neue Welthandelsorganisation
(WTO) oder durch Strafmaßnahmen beizulegen. Ersteres findet zwar mehr Zu-
stimmung, doch letztere scheinen unvermeidbar angesichts der neomerkantili-
stischen Tendenzen in der nationalen und europäischen Handelspolitik. Dies
sollte aber nicht den Wert des beiderseitigen Handels und des Investitionsflusses
herabsetzen.

Die Rhetorik und der Prozeß einer intensiveren außenpolitischen Kooperation
wurde in den frühen 90er Jahren begonnen. Mit einer Erhöhung der Anzahl von
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gemeinsamen und sich ergänzenden außenpolitischen Deklarationen und Aktivi-
täten kann Mitte der 90er Jahre gerechnet werden, sofern die Europäische Union
Fortschrittte macht in Richtung einer GASP und der Europäischen (Sicherheits-)
und Verteidigungsidentität. Letztere wird es der Union ermöglichen, eine effekti-
vere und weitsichtigere Rolle in Europas internationaler Sicherheitspolitik zu
spielen. Die jetzige US-Regierung anerkennt das Potential der GASP sowie die
Notwendigkeit, daß die Union über ihre Wirtschaftsdiplomatie hinaus eine
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik verfolgt.
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